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Trübe Aussichten für Sprachen
DieVielfalt der Sprachfächer anBaselbieterGymnasien schwindet. Abschaffung einesNischenfachs stösst nun aufKritik.

MichaelMeury

Die Reform der gymnasialen
Maturität sorgt auch im Basel-
biet für Turbulenzen. Der
Kantonmuss innert acht Jahren
gesetzliche Grundlagen schaf-
fen,umder«Weiterentwicklung
der gymnasialen Maturität»
(WEGM)desBundes gerecht zu
werden. ImgeltendenBildungs-
systemhabenBaselbieterMatu-
randinnen undMaturanden die
Möglichkeit, viervon fünfMatu-
ritätsprüfungenineinemSprach-
fach zu absolvieren. Doch Ende
März gab der Bildungsrat seine
Änderungsvorhaben per Me-
dienmitteilungzurAnhörungbis
Mitte Juni frei.Dabeiwurdeklar:
Der Sprachenvielfalt geht es an
denKragen.

Kein«Extremfall der
Sprachlastigkeit»
«Dieser Extremfall der Sprach-
lastigkeit soll nicht mehr mög-
lich sein», hiess es seitens des
Kantons. Dafür werden Wirt-
schaftundRecht sowie Informa-
tik neu zu Grundlagenfächern.
Philosophie/Psychologie wird
ein neues Schwerpunktfach.
WährendItalienischalsSchwer-
punktfachabgeschafftwird,aber
als Alternative zu Französisch
wählbar bleibt, ist es um die
Schwerpunktfächer Russisch
undGriechisch geschehen.

Griechisch gibt es bloss am
Gymnasium Liestal und Rus-
sischamGymnasiumMünchen-
stein. Für die betroffenen Lehr-
personenstehedieAbschaffung
ihresFaches aber in einemgrös-
seren Kontext. Eine verminder-
teAngebotsvielfalt stehe imWi-
derspruch zu Wahlfreiheit und
Bildungsgerechtigkeit.

Russisch und Griechisch
würden zusätzliche Kosten aus-
lösen,weilnieganzeKlassenge-
bildet werden können, erwidert
jedoch Fabienne Romanens,
Sprecherin der Baselbieter Bil-
dungs-, Kultur- und Sportdirek-
tion. «Die Kurse sind sehr klein
undmusstenauchschonausset-
zen, was die Kontinuität beein-

trächtigt und bei repetierenden
Schülerinnen und Schülern zu
Problemen führt.» Demgegen-
über sei der Bedarf an Philoso-
phie/Psychologie gross. Die
neueStundentafelmüssezudem

«kostenneutral umsetzbar»
sein.DemstündeabereineAus-
weitung des Schwerpunktfach-
angebots entgegen. Es komme
fürdenKantondaherauchnicht
infrage,denGymnasiendieFrei-
heit zu lassen, je ein Schwer-
punktfach nach eigenem Gut-
dünken anzubieten.

Gerade die Abschaffung des
Fachs Russisch sorgte über das
Gymnasium hinaus für einen
Aufschrei. So reagierte der Ver-
ein Russischlehrerinnen und
Russischlehrer in der Schweiz
mit «Bestürzung».Dessen Stel-
lungnahme an den Kanton liegt
der bz vor: Nur noch wenige
SchweizerGymnasienseien im-
stande,LeutemitRussisch-Pro-
fil in ein entsprechendes Stu-
diumzuentlassen.«Undgerade
den mit Osteuropastudien aus-
gestatteten Universitätskanto-
nenBaselland,Basel-Stadt,Bern

und Zürich kommt in dieser
Beziehung eine besondere Ver-
antwortung zu.»

«AkademischenRangder
Schweizgefährdet»
AuchdieSchweizerischeAkade-
mische Gesellschaft für Ost-
europawissenschaften wandte
sichkritischandenKanton:Eine
Reduktion sei «kurzsichtig».
Denn der Bedarf an Expertise
mit sprachlichen und landes-
kundlichen Kenntnissen im
postsowjetischen Raum sei ge-
rade für die Schweiz «mehr
denn je ausgewiesen».

Nun melden sich auch Do-
zierendedesProfilbereichsOst-
europaderUniversitätBasel per
Stellungnahme. Die Streichung
betreffe sie direkt. Rund die
Hälfte aller Studienabgänge im
ProfilOsteuropabauenaufdem
Schwerpunktfach Russisch am

Gymnasium auf. «Unser drin-
gendes Anliegen ist es deshalb,
diesesFachaufkeinenFall abzu-
schaffen.» Denn dies würde
auch die universitäre Beschäfti-
gung mit Osteuropa und somit
den «akademischen Rang der
Schweiz gefährden».

Doch der KantonBaselland,
derdieUni-TrägerschaftmitBa-
sel-Stadt teilt, sieht sich nicht in
der Verantwortung, diesen aka-
demischen Schwerpunkt durch
die eigene Bildungspolitik zu
pflegen. Denn nicht alle Matu-
randinnenundMaturandenmit
Russisch-Profil würden auch
diesenStudiengangbelegen, er-
klärt Romanens. Zudem führe
dieUniversität selbstElementar-
sprachkurse durch, «welche die
Voraussetzungen für die Teil-
nahme am regulären Russisch-
unterricht auf Bachelor-Niveau
vermitteln».

Dostojewski imOriginal nicht ohne Russisch: Verschwindetmit der Streichung des Schwerpunktfachs der Zugang zur Kultur? Bild: Yann Schlegel

Kommission lässt
Petenten abblitzen
BirsquerungDasKantonsparla-
ment soll vonderPetition«Birs-
querung jetzt!» Kenntnis neh-
menunddieBittschrift nicht als
Postulat überweisen.Diesbean-
tragt die landrätliche Petitions-
kommission mit einem Stim-
menverhältnis von 5 gegen 1.

Im vergangenen Dezember
reichtenderAescherFDP-Land-
rat Rolf Blatter und Parteikolle-
geDanielMüller,Vizepräsident
des Dornacher Gemeinderats,
eine von 931 Personen unter-
zeichnete Petition ein. Diese
verlangt, die Birsquerung Va-
riante «Mitte» zur Stauentlas-
tung von Aesch und Dornach
umgehend zu realisieren. So er-
wähnendiePetentenalsVortei-
le die Entlastung der beiden
Dörfer vom (Schwer-)Verkehr,
umweltfreundliche Lösung,
direktesteVerbindung,minima-
leEingriffe, kurzePlanungs-und
Bauzeit, tiefe Bau- und Unter-
haltskosten sowie keineEnteig-
nungen.

DiesenArgumentenentgeg-
net die Baselbieter Bau- und
Umweltschutzdirektion (BUD),
dass nur für ein von den Kanto-
nen Baselland und Solothurn
sowie den beiden Gemeinden
gemeinsam getragenes Projekt
überhauptUmsetzungschancen
bestünden. ZurVariante «Süd»
könnegesagtwerden,dassdiese
das Resultat des breit angeleg-
tenProzessesZukunftBirsraum
sei und das Ergebnis von allen
vier Partner gestützt werde.

Die Petitionskommission
kommt aufgrund der Anhörun-
gen zum Schluss, dass eine
Überweisung der Petition als
Postulat wenig Sinnmacht. Die
Argumente,weshalbheutenicht
mehr die Variante «Mitte» im
Zentrum der Überlegungen
steht, erschienen der Kommis-
sion als «einleuchtend». (bz)

Neue Initiative gegen hohe Baselbieter Autosteuer
Der TCS beider Basel kritisiert das Fehlen einer Strassenkasse imLandkanton. Nun sollmehr Transparenz her.

Hans-Martin Jermann

DerTCSbeiderBasel –mit rund
79’000 Mitgliedern einer der
grössten Vereine der Region –
lanciert im Landkanton eine
neue Volksinitiative: Diese ver-
langtmehrTransparenzüberdie
Einnahmen und Ausgaben im
StrassenverkehrunddieEinfüh-
rung einer speziellen Strassen-
kasse.Längerfristig sollendamit
dieMotorfahrzeugsteuernimBa-
selbiet sinken. Die TCS-Spitze
präsentierte das Initiativprojekt
amMontag anlässlichder jährli-
chenMitgliederversammlung.

Steuernsindhöherals in
denNachbarkantonen
DieStrassenrechnung ist imBa-
selbiet seit JahreneinPolitikum.
Grund ist dieTatsache, dassBa-

selland im Gegensatz zu vielen
(aber nicht allen) anderen Kan-
tonenkeineSpezialfinanzierung
für den Strassenverkehr kennt.
HierfliessendieEinnahmenaus
der Motorfahrzeugsteuer, aus
demKantonsanteil derMineral-
ölsteuerundSchwerverkehrsab-
gabe und aus weiteren Berei-
chen indenordentlichenStaats-
haushalt. Ebenfalls daraus
werden Unterhalt und Investi-
tionenfinanziert.Daserschwert
eine Gegenüberstellung von
Einnahmen und Ausgaben.

Nicht nur bürgerliche Politiker
weisen auf die mangelnde
Transparenz hin.

«ZudemsinddieMotorfahr-
zeugsteuern zu hoch», sagt Bir-
git Kron, stellvertretende Ge-
schäftsführerin des TCS beider
Basel. Laut den Berechnungen
des TCS ist Baselland bei der
MFZ-Steuer einerder teuersten
Kantone überhaupt. Die Basel-
bieter Regierung hat diese Dar-
stellung in einer Antwort auf
einen Vorstoss des damaligen
FDP-Landrats StefanDegen im
September 2024 zurückgewie-
sen und spricht selber von An-
sätzen, die «leicht über dem
Durchschnitt» liegen.

Mit derVergleichbarkeit der
MFZ-Steuer ist es soeineSache,
da diese je nach Fahrzeugtyp
undKlasse jenachKanton stark

abweicht.DochauchausderTa-
belle der Baselbieter Regierung
geht hervor, dass Baselland bei
den meisten Fahrzeugklassen
teurer ist als dieNachbarkanto-
ne Aargau und Solothurn – und
sogar als Basel-Stadt.

Eine Spezialfinanzierung,
wie es dieGemeinden zumBei-
spiel im Bereich der Abfallent-
sorgung oder des Abwassers
kennen, könnte laut Kron dazu
beitragen, dass die Steuer län-
gerfristig sinkt.Dies,weil allfäl-
lige Gewinne in der Strassen-
rechnungdanneins zueins aus-
gewiesen werden. «Sollten
wider Erwarten keine Gewinne
resultierenundalleEinnahmen
für den Unterhalt und neue
Strassen verwendet werden, ist
dasnatürlichauch inOrdnung»,
führt sie aus.DieVolksinitiative

sieht der TCS als Ultima Ratio,
nachdem im Parlament etliche
VorstösseohneWirkunggeblie-
benwaren.

Initiativenichtgegen
ökologischeMFZ-Steuer
Kron sieht die Initiative im Üb-
rigen nicht als Widerspruch zu
den Bestrebungen, die MFZ-
Steuer mit ökologischen Anrei-
zen zuversehen, also einemBo-
nus für emissionsarmeFahrzeu-
geundeinemMalus für jene,die
viel Benzin oder Diesel schlu-
cken. «Im Gegenteil: Der TCS
befürwortet solcheAnreizsyste-
me.» Der schweizweite Ver-
gleich zeige zudem,dassKanto-
nemit einer ökologischenMFZ-
Steuer im Schnitt nicht teurer
seien als solche ohne.» Zu letz-
terengehörtübrigensBaselland.

454
Franken kostete 2024 die
MFZ-Steuer im Baselbiet
für einen Tesla Model S.

Nachrichten
SchwarzeZahlen statt
budgetiertemDefizit

Therwil Die Rechnung 2024
derGemeindeTherwil schliesst
mit einem Überschuss von
259’000Frankenab.Budgetiert
war ein Verlust von 2’338’000
Franken.DieAbweichunghabe
man nur dank der vorgeschrie-
benen Neubewertung des
Finanzvermögens realisieren
können, schreibtderGemeinde-
rat in denUnterlagen zur Rech-
nungsgemeindeversammlung
vom 12. Juni. (bz)

ThomasHafner rückt in
denLandrat nach

Kantonsparlament AnfangMai
gabengleichvierMitglieder aus
demLandrat ihrenRücktritt be-
kannt.Unter ihnenbefindet sich
auch Patricia Doka-Bräutigam.
Die BinningerMitte-Politikerin
wird ihr Amt vor den Sommer-
ferien Ende Juni abgeben. Nun
ist klar: Thomas Hafner rückt
für sie in denLandrat nach.Der
Einwohnerrat ist als Elektropla-
ner tätig und Vater von zwei er-
wachsenenKindern.Da sowohl
bei SVP wie auch bei der Mitte
eineFrauausscheidetunddurch
einen Mann ersetzt wird, sinkt
der Frauenanteil im Landrat.
Neu haben sie 31 der 90 Sitze
inne. (bz)

«DieKurse
sindsehrklein
undmussten
auchschon
aussetzen.»

FabienneRomanens
Baselbieter Bildungs-, Kultur-
und Sportdirektion


